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1.
Ausbildungsreife statt Subventionierung: Der Handel zum Ausbildungsbonus 
Die Bundesgerierung will zur Förderung der Ausbildungschancen von Altbewerbern einen sog. Ausbildungsbonus, ausgestaltet als „Kopfprämie“ für von Betrieben eingestellte zusätzliche Auszubildende der Zielgruppe, und eine sog. Berufseinstiegsbegleitung verbessern helfen. Das Ziel ist sicher zu unterstützen, die geplanten Instrumente sind bei der Berufseinstiegsbegleitung vermutlich hilfreich, bei der Ausgestaltung des sog. Ausbildungsbonus aber absolut schädlich für das duale System und die Chncen der jungen Leute auf eine Ausbildung. „Der Handel lehnt den Ausbildungsbonus ab. Indem der Staat für die Ausbildung von leistungsstarken Realschülern zahlt, subventioniert er normale Ausbildungsverhältnisse flächendeckend. Das führt zu Fehlanreizen und Verzerrungen auf dem Ausbildungsmarkt. Wir fordern den Deutschen Bundestag auf, die finanzielle Unterstützung auf wirklich leistungsschwache Altbewerber zu begrenzen!“ So kommentierte Dr. John Bötticher, stellvertretender Vorsitzender des Gemeinsamen Bildungsausschusses von HDE und BGA, anlässlich der ersten Beratung des Deutschen Bundestages zum „Fünften Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch – Verbesserung der Ausbildungschancen förderungsbedürftiger junger Menschen“ das Vorhaben. 
Die Definition des Kreises der betroffenen Altbewerber für einen Ausbildungsbonus sei viel zu weit; die Kriterien müssten kumulativ statt alternativ definiert werden. Voraussetzung für den Ausbildungsbonus ist laut Gesetzentwurf, dass der Auszubildende maximal einen Realschulabschluss mit Noten ausreichend in Deutsch und Mathematik hat oder bereits seit mehr als zwei Jahren vergeblich auf der Suche eines Ausbildungsplatzes oder individuell benachteiligt. Die potentielle Zielgrupe beläuft sich auf eine Größenordnung von bis zu 300.000. Damit würde der Staat auch für die Ausbildung leistungsstarker Realschüler zahlen, ein fundamentaler Fehlgriff zu Lasten der Funktionsfähigkeit des dualen Systems; denn Subventionierungsüberlegungen können betriebliche Ausbildungsentscheidungen negativ beeinflussen; andere Ausbildungsbewerber können benachteiligt werden; Mitnahmeeffekte greifen Platz; öffentliche Mittel werden verschwendet. Je nach Höhe der tariflichen Ausbildungsvergütungen kann der Zuschuß 4.000, 5.000 oder 6.000 Euro betragen. Betriebe müssten ihre Neueinstellungen von Auszubildenden über den Durchschnitt der vergangenen drei Jahre hinaus steigern, was bewirken kann, dass auch Betriebe gefördert würden, die gegenüber dem Vorjahr ihre Ausbildungsleistung zurückfahren. Ohnehin benachteiligt würden Betriebe, die seit Jahren an der Kapazitätsgrenze ausbilden und gar nicht mehr steigern können. Und verfehlt ist im Gesetzentwurf der Regierung auch, dass die Bundesagentur für Arbeit – für manche anscheinend auch als Bundesagentur für Alles geeignet – den sog. Ausbildungsbonus aus den Mitteln der beitragszahlenden arbeitgeber und Arbeitnehmer finanzieren soll; die einzig richtige Finanzierungsquelle zur Lösung/Überwindung gesamtgesellschaftlich verursachter Problemlagen ist das Steueraufkommen.
Wichtiger als ein solch flächendeckend angelegter Ausbildungsbonus sind aus Handelssicht die deutliche Intensivierung der Anstrengungen zur Herstellung der Ausbildungsreife von Schulabsolventen und die Ausweitung der ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH).

2. Kompetenz für die Zukunft – Handel geht vor
Der Handel hat in Aus- und Weiterbildung imposante Leistungsdaten vorzulegen:

· 4 Millionen Beschäftigte – gut 10% aller Beschäftigten
· 220.000 Auszubildende – 14% aller Auszubildenden
· 360.000 Betriebe – 18% aller Betriebe
· 100.000 Ausbildungsbetriebe – 20% aller Ausbildungsbetriebe

· 1,3 Billionen Euro Umsatz – 54% des Bruttoinlandsprodukts
· 80.000 Ausbildungsbetriebe – 17% aller Ausbildungsbetriebe
· 250.000 Betriebe mit Weiterbildungsaktivitäten – 70% der Handelsbetriebe
· Handel ist zentraler Leistungserbringer im Ausbildungspakt – 28% mehr neue Ausbildungsverträge als 2003 (Wirtschaft gesamt um 12%)

Und der Handel, vertreten durch den gemeinsamen Bildungsausschuß von HDE und BGA, forrmuliert und verbreitet seine bildungspolitischen Positionen. Am 10.04.2008 haben Jens Kettler (Vorsitzender des HDE/BGA-Bildungsausschusses, Geschäftsbereichsleiter Bildungswesen der EDEKA Zentral AG) und sein Stellvertreter Dr. John Bötticher (Vorstandsvorsitzender Anton Fuhrmann AG) das bildungspolitische Positionspapier „Kompetenz für die Zukunft – Handel geht vor“ der Presse vorgestellt.
„Damit wir möglichst viele Jugendliche in Ausbildung bringen, müssen sie ausbildungsfähig sein. Die Grundlagen hierfür werden in Familie und Erziehung gelegt, das Ergebnis – die Ausbildungsreife – muss Ziel der Schulzeit sein“, so Jens Kettler. „Wir sehen einen erheblichen bildungspolitischen Handlungsbedarf: Die Ganztagsbetreuung von Kindern und Jugendlichen muss ausgebaut werden, das fördert auch die Karrierechancen beider Elternteile. Das Berufsprinzip bei der Ausbildung muss gestärkt werden, selbstständige Module oder Ausbildungsbausteine würden hingegen zu einer Abwertung des deutschen Berufsbildungssystems führen. Ausbildungsberufe müssten differenziert und flexibel gestaltet werden, um den differenzierten Anforderungen im Beschäftigungssystem gerecht werden zu können; dies schließe durchaus ein, dass in geigneten Fällen Ausbildungsberufe strukturell miteinander verknüpft oder kompbiniert werden können, etwa über teilweise gemeinsame Berufsschulcurricula oder geeignete Strukturierungsmodelle für den betrieblichen Teil der Ausbildung, etwa nach dem Muster der Einzelhandelsberufe oder dem Kaufmann im Groß- und Aussenhandel. Unerläßlich für die Leistungsfähigkeit des dualen Systems seien zudem qualifizierte Berufsschulen. Die erforderliche Ausweitung auch betrieblicher Weiterbildung erfordere den Erhalt der betrieblichen Gestaltungs- und Entscheidungsspielräume. Die Familienpolitik müsse beschäftigungsfreundlich gestaltet sein. Der wachsende Bedarf an Führungskräften erforder intensive Aufstiegsfortbildung im Handel – ein Prozess, der durch Frauenförderung unterstützt werden kann. „Karriere mit Lehre“ wird auch in Zukunft den Handel prägen. Die Kooperationen zwischen Hochschulen und Handel sind auszuweiten, was hilft, den wachsenden Akademikerbedarf im Handel zu decken. Außerdem ist der Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte zu erleichtern. Kettler: „Wir brauchen mehr Durchlässigkeit im Bildungssystem. Und wir brauchen Gelchwertgkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung. Ein Deutscher Qualifikationsrahmen (DQR) musse diese Ziele erreichen helfen.“ 
Ihre Forderungen haben HDE und BGA in einer gemeinsamen Position „Kompetenz für die Zukunft – Handel geht vor“ zusammengefasst. Download unter http://www.einzelhandel.de/servlet/PB/menu/1001335/index.html
3. Ausbildungsmarkt 2008: Lage, Perspektiven und Stellungnahmen 
Die aktuellen (Ende April 2008) Daten der Berufsberatungsstatistik der BA zeigen:
· Mehr gemeldete Ausbildungsplätze

· Weniger bei den Agenturen erfasste Bewerber.

Und in den Handelsberufen setzt sich der Trend der letzten Jahre wohl auch in 2008 fort: Das gemeldete Ausbildungsangebot steigt. Natürlich sind Aprilzahlen nur ein erster sehr vorläufiger Gradmesser zur Beurteilung der Entwicklungen beim gemeldeten Angebot; aber der Start in das nächste Ausbildungsjahr ist schon sehr positiv.
Die BA erläutert: "Nach den Daten der BA stellt sich die Situation am Ausbildungsmarkt wie folgt dar: Von Oktober 2007 bis April 2008 wurden der Ausbildungsvermittlung insgesamt 380.700 Ausbildungsstellen gemeldet, dies sind 38.700 mehr als im Vorjahreszeitraum. Die Zunahme basiert zu einem großen Teil auf mehr betrieblichen Ausbildungsplatzangeboten (+35.600 auf 359.700; außerbetriebliche: +3.100 auf 21.000). Seit Beginn des Beratungsjahres haben insgesamt 485.600 Bewerber die Ausbildungsvermittlung bei der Suche nach einer Lehrstelle eingeschaltet, 93.500 weniger als im Vorjahr. Damit nimmt nun schon das zweite Jahr in Folge die Bewerberzahl sowohl in West- als auch in Ostdeutschland ab. Ursache für den Rückgang ist zum einen der demographische Wandel, der sich ganz deutlich auf die Bewerberzahlen in Ostdeutschland aber auch allmählich in Westdeutschland niederschlägt. Dieser Rückgang zeigt sich auch in der weiter sinkenden Zahl von Absolventen allgemein bildender Schulen. Zum zweiten suchen Jugendliche bei der aktuell guten Arbeitsmarktsituation zunächst selbst nach einer Lehrstelle und nehmen die Dienstleistung der Ausbildungsvermittlung erst später oder gar nicht in Anspruch. Zuletzt machen sich auch die intensiven Bemühungen der Bundesagentur für Arbeit im vergangenen Jahr um die Altbewerber bemerkbar: So ging die Zahl der Altbewerber aus dem Vorjahr und den früheren Jahren deutlich stärker zurück als die Zahl der Bewerber aus dem aktuellen Schulentlassjahr.“

Bezogen auf die Kernberufe des Handels ist folgendes festzuhalten:

Die Aprilzahlen zeigen bei den gemeldeten Ausbildungsangeboten im Beruf Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel in Westdeutschland mit plus 2,6% und in Ostdeutschland mit 5,7% steigende Angebotszahlen; im Beruf Verkäufer/Verkäuferin nimmt die Zahl der gemeldeten Ausbildungsplätze im Westen mit 11,2% deutlich zu, während es im Osten ein leichtes MInus von 5,4% gibt. Die bislang gemeldeten Bewerberzahlen sinken in beiden Berufen in Ostdeutschland sehr stark (etwa minus 22%), während es im Westen beim Verkäuferberuf noch leicht wachsendes Interesse (+1,4%) und beim Kaufmannsberuf einen deutlichen Rückgang (-12,2%) gibt. Nach wie vor liegen die bei der BA erfassten Bewerberzahlen deutlich über den von der BA registrierten Ausbildungsangeboten. Beim Beruf Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Aussenhandel liegt die Zahl gemeldeter Ausbildungsplätze im Westen mit 1,2% und im Osten mit 13,3% über dem Vorjahresniveau. Die von der BA vermeldeten Bewerberzahlen liegen im Westen um 1,7% und im Osten um 6,3% unter dem Stand von April 2007. Sowohl in West- wie in Ostdeutschland übersteigt das gemeldete Ausbildungsangebot die Zahl der Bewerber laut BA sehr deutlich.

Ein Rückblick auf den Berufsbildungsbericht 2008:

Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) begrüßte in seiner Stellungnahme zum Entwurf des Berufsbildungsberichts 2008 die Verbesserung der Lage am Ausbildungsmarkt. Das duale System sei der mit Abstand größte Bereich im deutschen Berufsbildungssystem.  Die Zahl der neubegründeten Ausbildungsverträge im Jahr 2007 entspreche 66,2 % der verzeichneten Schulabgänger und Schulabgängerinnen des Jahres. Aufgrund verminderter Abbrecherquoten und hoher Übernahme- und Einmündungsquoten und des Ausbildungsengagements der beteiligten Unternehmen bezeichnet er es auch als ein erfolgreiches und effizientes Berufsbildungssystem. Dennoch bedürfe es weiterer Anstrengungen, um die Zahl der Altbewerber nachhaltig abzubauen. Einen flächendeckenden Ausbildungsbonus lehnt auch er ab.
Bundesbildungsministerin Annette Schavan erklärte zum Berufsbildungsbericht 2008 u.a.: "Die Bilanz des Ausbildungsstellenmarktes 2007 ist erfreulich. Mit rund 625.900 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen zum 30. September 2007 haben wir erstmals seit 2001 die Marke von 600.000 überschritten und damit die zweithöchste Vertragszahl seit der Wiedervereinigung erreicht. Unser Ziel ist es, jedem ausbildungsfähigen und - willigen Jugendlichen einen Ausbildungsplatz zur Verfügung zu stellen." Ein Schwerpunkt in diesem Jahr sei die Vermittlung so genannter Altbewerber. Zu diesem Zweck hatte die Bundesregierung im Rahmen ihrer Qualifizierungsinitiative unter anderem den Ausbildungsbonus für bis zu 100.000 Altbewerber beschlossen. Schavan forderte Betriebe und Sozialpartner auf, von diesem neuen Angebot Gebrauch zu machen und zusätzliche Ausbildungskapazitäten bereitzustellen – obwohl die flächendeckende Subventionierung der Ausbildung von ihnen abgelehnt wird. "Gemeinsam mit den Ländern werden wir neue Maßnahmen in der Berufsbildung vereinbaren, die insbesondere den Übergang zwischen allgemeinbildender Schule und Berufsausbildung strukturierter und verlässlicher gestalten", ergänzte Schavan. Ein wesentlicher Aspekt sei auch die verbesserte Durchlässigkeit zwischen Berufsbildung und Hochschulbereich. Dafür werde das Bundesbildungsministerium 3000 Aufstiegsstipendien vergeben, damit künftig deutlich mehr junge Menschen mit beruflichen Abschlüssen den Weg an die Hochschulen finden. Gleichzeitig unterstützt die Bundesbildungsministerin einen europäischen Leistungsvergleich in der Berufsausbildung. Unter dem Stichwort "Berufsbildungs-PISA" soll es Studien in der beruflichen Bildung geben, die einen Vergleich der verschiedenen Ausbildungssysteme ermöglichen und gleichzeitig als Instrumente zur Qualitätssicherung und zur Stärkung gegenseitigen Vertrauens dienen. Schavan: "Das deutsche Berufsbildungssystem steht im internationalen Wettbewerb, es kann und muss sich mit seinen Leistungen messen lassen. Ich habe daher die Initiative ergriffen, einen europäischen Leistungsvergleich in der beruflichen Bildung ("Berufsbildungs-PISA") mit anderen europäischen Staaten abzustimmen."

Der Berufsbildungsbericht 2008 steht im Internet unter: http://www.bmbf.de/pub/bbb_08.pdf zum Download bereit.

Für 2008 erwartet die Regierung im Berufsbildungsbericht rund 832.400 Schulabgänger und aufgrund eines wissenschaftlich gestützten Prognosemodells rund 623.000 neue Ausbildungsverträge. Gut, man wird sehen, wie viele es werden, die in die Ausbildung gehen wollen und die dann tatsächlich als realisierte Nachfrage zu Ausbildungsverträgen werden. Nun darf man aber nicht, wie bereits von interessierte Seite mit Rückhall in den Medien geschehen, dese Zahlen gegenüberstellen und eine riesengroße Angebotslücke vorhersagen. Denn Schulabgänger, soweit sie für eine Ausbildung grundsätzlich geeignet sind (PISA sagt weiterhin, dass gut 20% von ihnen im Grunde nicht geeignet sind), haben unterschiedliche Berufswege vor Augen und in Planung: Duale Ausbildung dominiert zwar, daneben gibt es vollschulische Ausbildung, Fortsetzung des Besuchs allgemein bildender Schulen, Studium, Berufsvorbereitung usw. Und so ist es schon immer so gewesen, dass es weniger neue Ausbildungsverträge gegeben hat als Schulabgänger. Es steht vielmehr zu erwarten, dass in 2008 ein besseres Ergebnis erzielt werden wird als in 2007.
4.
 Wirtschaft schlägt DQR-Modell vor
Deutschland gehört zu den Ländern, in denen es noch keinen Qualifikationsrahmen gibt, das aber ein sehr differenziertes und leistungsstarkes, gleichwohl in Teilen modernisierungsbedürftiges Bildungssystem hat, für das viele Akteure Verantwortung tragen und Zuständigkeiten haben. Und die bisherigen Arbeiten an einem Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) zeigen, dass diese Akteure sehr genau darüber wachen, dass ihre Verantwortungs- und Zuständigkeitsbereiche nicht tangiert werden. Dies wird schnell offenbar an der Behandlung der Themen „Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner Bildung“ „Durchlässigkeit von der Berufsbildung zur Hochschulbildung und von der Hochschulbildung zur Berufsbildung“. Eine Tagung, die BMBF und KMK -  beide haben die Federführung in einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die den DQR erarbeitet - kürzlich gemeinsam durchgeführt haben, zeigte, dass noch viel Arbeit zu erledigen ist auf dem Weg zu einem Deutschen Qualifikationsrahmen. Im Spätsommer 2008 soll ein erster Entwurf vorliegen.

Die Spitzenverbände der Wirtschaft haben ihrerseits einen DQR vorgeschlagen, der geeignet ist, die Diskussion zielorientiert voran zu bringen. Der DQR-Vorschlag (Download unter www.kwb-berufsbildung.de) müsse als Impulsgeber für Reformen im Bildungssystem verstanden werden, ohne selbst unmittelbar gesetzliche Veränderungen zu bewirken; diese müssten insbesondere die Ziele Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit zwischen den Bildungsbereichen verfolgen, da in Deutschland die schulische, berufliche und hochschulische Bildung zu stark voneinander getrennt sind. Zudem müsse ein arbeitsmarktnaher DQR den Unternehmen einen Mehrwert bringen, was voraussetze, dass der DQR die Lesbarkeit der Qualifikationen der Erwerbstätigen verbessert, Der DQR muss eine erste wichtige Orientierungsmarke darüber ermöglichen, was ein Bewerber aufgrund seiner Qualifikationen kann. Neben der Durchlässigkeit im Bildungssystem selbst muss er es auch ermöglichen, das deutsche Berufsbildungssystem international adäquat einzuordnen. Folgende Eckpunkte werden seitens der Wirtschaft formuliert:

· Der DQR muss das gesamte Bildungssystem im Sinne von Handlungskompetenz abdecken,

· Vorrangiges Ziel des DQR muss – bezogen auf die Handlungskompetenz – die Verbesserung der Transparenz und Durchlässigkeit des Bildungssystems sein,

· Der DQR muss alle Bildungsbereiche umfassen,

· Der DQR muss auf Freiwilligkeit basieren,

· Neue Bürokratien müssen vermieden werden,

· Die Beschreibung der Niveaus muss über Deskriptoren erfolgen, die umfassende Handlungskompetenz erfassen können.

Der konkrete DQR-Vorschlag der Wirtschaft umfasst wie der EQR 8 Niveaustufen; diese werden über Definitionen und Beschreibungen von im ersten Schritt ganzheitlicher Handlungskompetenz und im zweiten Schritt von Beschreibungen der drei Dimensionen der Handlungskompetenz – Fach-, Sozial- und Methodenkompetenz – beschrieben. Der DQR soll Handlungskompetenzen beschreiben, die in einem Kompetenzfeststellungsverfahren gemessen und bewertet wurden. Wesentlich ist zudem das Erfordernis, die Beschreibungen auf und für Domänen – verstanden als zusammengehörige Kompetenzbereiche – zu konkretisieren. Domäne kann zum Beispiel ein Beruf, ein Fach, ein Studiengang, ein Tätigkeitsfeld oder ein Berufsbereich sein.
Im Rahmen des unter Federführung der Zentralstelle für Berufsbildung im Einzelhandel (zbb) laufenden Projektes „Flexible Learning im Einzelhandel“ (gefördert vom BMBF aus Mitteln des Programms Neue Medien in der Berufsbildung) wird auch ein Qualifikationsrahmen für den Einzelhandel erarbeitet. Ausgangspunkt sind die Vorgaben eines Deutschen Qualifikationsrahmens, denn branchenbezogene Qualifikationsrahmen können nur funktionieren, wenn sie hinsichtlich der Konstruktionsmerkmale, der Deskriptoren und der Niveaustufen kompatibel mit dem übergreifenden Qualifikationsrahmen sind. Als Beispiele für Domänen werden in diesem Projekt die Handlungsfelder Marketing und Warenwirtschaft in den Qualifikationsstufen Berufsvorbereitung, Ausbildung, Fortbildung und Bachelorstudium gewählt.
Die EU-Kommission hat unterdessen die formale Annahme des Europäischen Qualifikationsrahmens (EQR) durch das Europäische Parlament und den Rat am 23. April 2008 begrüßt. Nun können, so die Kommission, die Mitgliedstaaten dieses optionale System übernehmen, das das lebenslange Lernen und die Mobilität fördern wird, indem es das Verständnis und den Vergleich persönlicher Qualifikationen in ganz Europa erleichtern wird. Mit der Empfehlung werde ein Referenzrahmen geschaffen, der die unterschiedlichen Qualifikationssysteme und -rahmen der einzelnen Länder miteinander verbindet. Der EQR werde als „Übersetzungshilfe“ dienen, so dass Abschlüsse für Arbeitgeber, Bürger und Einrichtungen vergleichbarer und verständlicher gemacht werden und Arbeitnehmer und Lernende ihre Qualifikationen in anderen Ländern nutzen können. Der EQR sei ein Rahmen für lebenslanges Lernen und decke Qualifikationen ab, die in allen Bildungsbereichen erworben wurden, darunter allgemeine Bildung, Hochschulbildung und berufliche Bildung. Das Kernstück bilden acht Referenzniveaus vom Abschluss der Pflichtschule (Niveau 1) bis hin zu Spitzenqualifikationen (Niveau 8: Doktorat oder Vergleichbares). Die drei höchsten Niveaus entsprechen zugleich den im Rahmen des Europäischen Hochschulraums im Zuge des Bologna-Prozesses definierten Hochschulabschlüssen, wie Bachelor, Master und Promotion. Sie können jedoch auch für hochspezialisierte berufliche Qualifikationen stehen. Damit der EQR auf unterschiedliche Systeme anwendbar ist, basieren die Qualifikationsniveaus auf Lernergebnissen (was ein Lernender weiß, versteht und kann) und nicht mehr auf dem Lerninput (Dauer eines Lernprozesses, Art der Einrichtung usw.). Der EQR wird, so die Erwartung der EU-Kommission, die Verständlichkeit und Vergleichbarkeit von Qualifikationen aus unterschiedlichen Ländern verbessern und somit die Mobilität der Bürger fördern. In diesem Sinne ergänzt und flankiert er die bestehenden Programme und Instrumente, die den Europäern das Leben und Arbeiten überall in der EU ermöglichen sollen, wie das Erasmus-Programm für die Mobilität von Studierenden und den Europass, ein Standarddokument, in dem die Bürger ihre Qualifikationen transparent darstellen können. 

5. Bildungsprämie und Bildungssparen kommen
Das Bundeskabinett hat eine Konzeption zum Lebenslangen Lernen beschlossen; so soll die Weiterbildungsquote auf 50 Prozent steigen. Um die Bereitschaft jedes Einzelnen zu fördern, mehr für die eigene Weiterbildung zu tun, führt die Bundesregierung eine Bildungsprämie ein. Die Prämie wird im Herbst an den Start gehen und sich besonders an Menschen mit mittleren und niedrigen Einkommen richten. Eine Prämie von maximal 154 Euro bekommt, wessen zu versteuerndes jährliches Einkommen 17.900 Euro (bzw. 35.800 Euro für Verheiratete) nicht übersteigt. Die Prämie kann einmal im Jahr dafür eingesetzt werden, um 50 Prozent der Seminarkosten oberhalb einer Bagatellgrenze von 30 Euro zu finanzieren. Ein Weiterbildungsdarlehen soll - analog zu den KfW-Studienkrediten - zudem allen Menschen zur Verfügung stehen - unabhängig von der Höhe ihres Einkommens. Schließlich soll durch eine Öffnung des Vermögensbildungsgesetzes erreicht werden, dass das Ansparguthaben auch vor Ablauf der Sperrfrist für Weiterbildungszwecke verwendet werden darf, ohne dass damit der Anspruch auf die Arbeitnehmersparzulage verloren geht.

Die "Konzeption der Bundesregierung zum Lernen im Lebenslauf" beinhaltet zahlreiche Initiativen, die Lebenslanges Lernen erleichtern sollen. Eine wichtige Grundlage für diese Initiativen sind die Empfehlungen des Innovationskreises Weiterbildung, die seit März 2008 vorliegen. Ausgangspunkt der Konzeption ist der Befund, dass die Beteiligung an Weiterbildung in Deutschland im internationalen Vergleich zu niedrig ist. Vor allem Menschen mit niedriger Qualifikation bilden sich zu wenig fort. "Wir wollen, dass sich deutlich mehr Menschen als bisher regelmäßig weiterbilden", sagte Schavan. Derzeit nehmen 43 Prozent der Berufstätigen in Deutschland einmal im Jahr an einer Weiterbildung teil - die Regierung möchte diese Quote bis zum Jahr 2015 auf 50 Prozent steigern. Die Finanzierung der Initiativen erfolgt über Bundesmittel sowie durch den Europäischen Sozialfonds. 
Wie nicht anders zu erwarten, gab es aus Oppositionskreisen Kritik an dem viel zu geringen Förderumfang, der keine Anreizwirkung entfalten könne. Andererseits bleibt festzuhalten, dass es bei anhaltendem Sparbedarf im Bundeshaushalt gelungen ist, wenigstens einen Schritt in ein neues Förderinstrumentarium zu gehen, das die Weiterbildungsnachfrage stärken soll.  
6. Innovationskreis Weiterbildung (IKWB) legte Empfehlungen vor 
Neben dem auch öffentlich viel beachteten Innovationskreis Berufliche Bildung (IKBB) hat auch der Innovationskreis Weiterbildung, der im Mai 2006 von Bundesbildungsministerin Schavan eingerichtet wurde, getagt, beraten und schließlich Empfehlungen zur Stärkung der Weiterbildung vorgelegt. Die Empfehlungen richten sich nicht alleine an den Staat, sondern an alle, die ebenfalls Verantwortung für das Lernen im Lebensverlauf tragen (v. a. Sozialpartner, Verbände, Bildungsträger, Unternehmen und Mitarbeiter, Individuen). 

Als Ziel wird formuliert, die Beteiligung am Lebenslangen Lernen – durchaus als Synonym für Weiterbildung anzusehen und alle Lernformen umfassend - bis 2015 auf 80 % anzuheben (aktuell: 72 %). Die Beteiligung an formalisierter Weiterbildung soll von aktuell 43 % auf 50 % bis 2015 steigen. 

Um diese Ziele zu erreichen, soll eine „Weiterbildung mit System“ etabliert werden. Im Fokus stehen dabei formales wie informelles Lernen, die Vernetzung der Akteure vor Ort sowie die private wie auch öffentliche Verantwortung. Ausdrücklich erwähnt wird auch die große Bedeutung der Bildungsphase vor der Weiterbildung – insbesondere der Schulabschluss als Grundlage jeder Bildungsbiographie. 

Die Empfehlungen des IKWB gliedern sich in zehn Themenbereiche: 

1. Motivation und Verantwortung stärken: 

Ziel ist es, das Bewusstsein der Öffentlichkeit für Weiterbildung zu stärken und die Rahmenbedingungen für das Lernen im Lebensverlauf in finanzieller und zeitlicher Hinsicht zu verbessern. Hierzu setzt sich der Innovationskreis für folgende Ziele ein: 

· Werbung für das Lebenslange Lernen durch eine breit angelegte Öffentlichkeitskampagne

· Einführung einer „Bildungsprämie“ mit drei Komponenten (Weiterbildungsprämie von max. 154 €; Öffnung des Vermögensbildungsgesetzes; Weiterbildungsdarlehen) 
· Prüfung mit den Sozialpartnern, inwieweit Lernzeiten (gesetzlich, tarifvertraglich, betrieblich) zu Lernzeitkonten weiterentwickelt werden können 
· Schaffung finanzieller Rahmenbedingungen für die „2. Chance“ (Nachholen des Schul- bzw. Berufsabschlusses) 

Bei der „Bildungsprämie“ soll geprüft werden, ob – analog zum Bildungsscheck in Nordrhein-Westfalen – kleine und mittlere Unternehmen mit in die Förderung einbezogen werden können. 

2. Anerkennung und Akzeptanz für das Lernen im Lebenslauf vertiefen: 

Es soll eine Umorientierung erfolgen von formalen, abschlussbezogenen Qualifikationen hin zu Kompetenzen. Dabei sollten auch Kompetenzen Anerkennung finden, die außerhalb der Bildungssysteme erworben werden. Wichtig ist dabei auch eine engere Verzahnung der Bildungsbereiche. Hierfür setzt sich der IKWB für folgende Ziele ein: 

· Verständigung auf ein gemeinsames Kompetenzverständnis für einen gemeinsamen Rahmen sowie zur Unterstützung der Einführung des Europäischen Qualifikationsrahmens
· Zertifizierung von Kompetenzen zur verbesserten Verwertbarkeit im Bildungs- und Beschäftigungssystem 
· Anerkennung von Kompetenzen, die in einer ehrenamtlichen Tätigkeit und im Alltag erworben werden 

3. Durchlässigkeit und Verzahnung der Bildungsbereiche ermöglichen: 

Die effiziente Organisation des Lernens im Lebensverlauf erfordert nach Ansicht des IKWB eine bessere Verknüpfung der Lernorte und eine Optimierung der verschiedenen Bildungswege. Hierzu gehört eine bessere Durchlässigkeit in und zwischen den Bildungsbereichen – insbesondere zwischen Berufsbildung und Hochschule. Hierfür setzt sich der IKWB für folgende Ziele ein: 

· stärkere vertikale und horizontale Verzahnung der Bildungsbereiche; hierbei Unterstützung der Leitlinie „Zweite Chance für Qualifizierung – Nachqualifizierung Erwachsener vorantreiben“ des Innovationskreises Berufliche Bildung
· Erleichterung der Übergänge zwischen beruflicher Bildung und Hochschulbildung: 
· Öffnung der Hochschulen und der Weiterbildung für neue Zielgruppen, 

· Aufstiegsstipendien für begabte Absolventen der dualen Ausbildung, die ein Hochschulstudium anschließen wollen, 

· Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Studium und Familie und Beruf für Teilzeitstudierende 
· Entwicklung bundesweit gültiger Zugangs- und Einstufungstests in Abstimmung mit den Ländern und den Hochschulen 
· Begrüßung eines Wettbewerbs im Bereich der wissenschaftlichen Weiterbildung 
· Erleichterung der Zugänge zum Hochschulsystem und zur wissenschaftlichen Weiterbildung 
· Zertifizierung und Zuordnung von Kreditpunkten in der wissenschaftlichen Weiterbildung 

4. Transparenz und Qualität sicherstellen; Bildungsberatung ausbauen: 

Für das Lernen im Lebensverlauf sei eine bildungsbereichs- und trägerübergreifende Qualitätsentwicklung und -sicherung notwendig. Dazu gehöre auch ein umfassendes System der Bildungsberatung, das aufgebaut werden soll. Hier setzt sich der IKWB für folgende Ziele ein: 

· Verbesserung des Zugangs zu Bildungsberatung und Bildungsinformation durch mehr Transparenz der Beratungsangebote (z. B. Einführung einer kostenlosen Telefon-Hotline)
· Bündelung und Weiterentwicklung der vorhandenen Beratungsangebote (z. B. Schulen, Hochschulen, der Kommunen, Arbeitsagenturen, Sozialpartner) 
· ergänzender Ausbau von neutralen und bildungsbereichs- und trägerübergreifenden Bildungs- und Beratungsstellen 
· einheitliche, staatliche Finanzierungsgrundlage für die Bildungsberatung 
· Verbesserung der vorhandenen Qualitätsmanagementsysteme zur Sicherung der Qualität der Beratungsangebote 
· Ausbau von Beratungsangeboten für KMU 
· Stärkung der Professionalisierung des Weiterbildungspersonals; dabei Prüfung, ob ein träger- und bereichsübergreifender Qualifikations- und Kompetenzrahmen eingeführt wird 
· Entwicklung eines eigenen Berufsprofils für das in der Bildungsberatung beschäftige Personal 
· Begrüßung der Mitwirkung Deutschlands am europäischen Netzwerk für Lifelong Guidance Policy zum Austausch guter Beratungsansätze auf europäischer Ebene 
· Verbesserung der Forschung und Entwicklung im Bereich der Bildungsberatung 

5. Integration durch Bildung verbessern: 

Es müssen laut IKWB Möglichkeiten im Bildungssystem eröffnet werden, um die Potenziale der zugewanderten und künftig zuwandernden Menschen besser für deren individuelle Entwicklung und ihre Integration in das Gemeinwesen zu erschließen. Hierfür unterstützt der IKWB den Nationalen Integrationsplan. Darüber hinaus setzt er sich für folgende Ziele ein: 

· Interkulturelle Bildung als Querschnittsaufgabe aller Bildungsbereiche und als zentrales Handlungsfeld künftiger Fördermaßnahmen

· Ausbau interkultureller (Weiter-)Bildungsangebote inkl. einer interkulturellen Öffnung von Weiterbildungseinrichtungen 
· Ausbau von gezielten Qualifizierungsmaßnahmen zur Förderung der interkulturellen Kompetenzen (v. a. für Erzieherinnen, Lehrende, Ausbildungspersonal) 
· Ausbau von Qualifizierungsmaßnahmen zur Sprachförderung (z. B. Diagnosefähigkeit von Lehrern) 
· Stärkere Einbeziehung von Migranten in betriebliche und öffentlich finanzierte Weiterbildungsmaßnahmen 
· „Zweite Chance“ für junge Migranten zum Nachholen eines Berufsabschlusses 
· Transparentmachen von formal, informell und nonformal erworbenen Kompetenzen von Migranten 
· Ausbau von Anerkennungsverfahren in der beruflichen Bildung 

6. Lernen zwischen den Generationen: Potenziale ausschöpfen: 

Das Lernen im Lebenslauf muss auch in der spät- und nachberuflichen Phase attraktiv bleiben und weiterentwickelt werden. Der IKWB setzt sich für folgende Ziele ein: 

· Vorhaltung von Lernmöglichkeiten (z. B. Seniorenstudium; Vorbereitung auf ehrenamtliche Tätigkeiten) 
· Intensivierung der Bildungsforschung im Hinblick auf das Lernverhalten Älterer 
· weitere Verbreitung neuer Angebotsformen für das intergenerationelle Lernen 
· Entwicklung geeigneter Weiterbildungsangebote für den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit Älterer zusammen mit Betrieben 

7. Das Lernen in der Zivilgesellschaft fördern: 

Das Verständnis für gesellschaftliche, soziale, politische und kulturelle Zusammenhänge muss verbessert werden. Das Lernen im Lebensverlauf hat auch die aktive Beteiligung an einer demokratischen Kultur, Toleranz und Weltoffenheit zum Ziel. Derr IKWB setzt sich für folgende Ziele ein: 

· Entwicklung innovativer Konzepte zur Förderung von Demokratiefähigkeit und demokratischer Konfliktlösung
· Förderung politischer Bildung als Querschnittsaufgabe aller Bildungsbereiche und zentrales Handlungsfeld künftiger Fördermaßnahmen 
· Ausbau von Angeboten, die zu zivilgesellschaftlichem Engagement befähigen und motivieren 
· Zertifizierung von Fähigkeiten und Kompetenzen, die im bürgerschaftlichen Engagement erworben wurden 
· Ausbau von Angeboten zum Lernen in „Peergroups“ 

8. Das Lernen in Unternehmen ausbauen – Hightech und Weiterbildung verbinden: 

Unternehmen sollen ihre Personalentwicklung künftig stärker am Lernen im Lebenslauf ausrichten. Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen benötigen laut IKWB hierfür bedarfsgerechte Unterstützung. Dabei geht es auch um die Nutzung von Wissen über Hochtechnologie und deren Potenziale für Produkt- und Prozessinnovation. Der IKWB setzt sich für folgende Ziele ein: 

· Anbahnung von regionalen Kooperationen und der Initiierung von Verbundlösungen zwischen großen sowie kleinen Unternehmen und Weiterbildungsakteuren

· Unterstützung einer stärkeren Zusammenarbeit von regionalen Innovations- und Weiterbildungsnetzwerken
· Unterstützung von KMU, das Lernen am Arbeitsplatz stärker in der Personalentwicklung zu verankern 
· Verbesserung des Zugangs zu wissenschaftlicher Weiterbildung und neuen Formen des Wissens- und Forschungstransfers für KMU
· Ausbau der Weiterbildung an Hochschulen und Forschungseinrichtungen und Schaffung nachhaltiger Strukturen; mehr Engagement der Hochschulen für Weiterqualifizierung ihrer Absolventen

· Ausbau der Themen Weiterbildung und Qualifizierung in der Hightech-Strategie der Bundesregierung
· Schaffung von Strukturen, die den Transfer von Forschungsergebnissen zwischen Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Unternehmen fördern
· Bessere Abstimmung von Angeboten wissenschaftlicher Weiterbildung zwischen Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Unternehmen
· Ausbau von dualen und berufsbegleitenden Studiengängen 

9. Lernen in der Region: 

Regionen sollen darin unterstützt werden, integrierte, regionale Bildungskonzepte zu entwickeln – u. a. durch die Zusammenführung der bildungsrelevanten Zuständigkeiten in der Region. Hierbei fällt den Kommunen eine herausragende Rolle zu. Der IKWB setzt sich für folgende Ziele ein:

· Begrüßung der gemeinsam mit Stiftungen geplanten Initiative „Lernen vor Ort“, die das Ziel hat, ein vorbildliches, kohärentes Bildungsmanagement vor Ort zu entwickeln und zu fördern
· Entwicklung und Erprobung eines Bildungsmonitorings vor Ort

· Zeitliche und räumliche Flexibilisierung der Weiterbildungsangebote für Mütter und Väter 

10. Lernen ohne Grenzen: 

Es sollen stärker grenznahe Bildungsräume sowie neue Medien im Prozess des Lebenslangen Lernens genutzt werden. Der IKWB unterstützt hierfür die Leitlinie des IKBB „Europäische Öffnung – Mobilität und Anerkennung verbessern“. Darüber hinaus setzt sich der IKWB für folgende Ziele ein: 

· Ausbau von Datenbanken für mehr Transparenz europäischer und außereuropäischer Bildungsangebote
· Weiterentwicklung der Transparenz von beruflichen Abschlüssen sowie der Verfahren zur adäquaten Einstufung von Fortbildungsabschlüssen in den Qualifikationsrahmen

· Intensivierung grenzüberschreitender Bildungsaktivitäten durch die Entwicklung grenzüberschreitender Bildungsangebote, den Aufbau grenzübergreifender Bildungsstrukturen und die Herausbildung transnationaler Bildungsräume
· Entwicklung und Umsetzung gezielter Maßnahmen zur internationalen Vermarktung von Weiterbildung
· Ausbau neuer Bildungstechnologien für das Lernen im Lebensverlauf – insbesondere für das selbstgesteuerte Lernen 

Eine Bewertung der Empfehlungen des IKWB: 

Die Empfehlungen weisen oft in die richtige Richtung. Positiv ist vor allem, dass eindeutig auch die Verantwortung jedes Einzelnen für das Lebenslange Lernen eingefordert wird – unterstützt durch eine Marketing-Kampagne. Wichtig ist zudem, dass das Bildungssystem als Ganzes, insbesondere auch die Bedeutung vorangehender Bildungsphasen und das Erreichen des Schulabschlusses, in den Blick genommen wurde. Erklärtes Ziel ist für den IKWB auch, mehr Durchlässigkeit im Bildungssystem zu erreichen, was inzwischen zu den Standardforderurngen gehört, aber noch viel Überzeugungsarbeit erfordert, den es gibt auch retardierende Kräfte. Ausdrücklich erwähnt ist hier zu recht die Öffnung der Hochschulen für neue Zielgruppen und ein stärkeres Engagement der Hochschulen in der Weiterbildung. Positiv ist auch, dass stärker auf Kompetenzen (auch informell im Arbeitsprozess erworbene) als auf formale Abschlüsse abgestellt werden soll. Gestützt wird auch, dass Beratungsstrukturen ausgebaut werden sollen, die den Einzelnen wie auch Unternehmen bei einem stärkeren Engagement in der Weiterbildung unterstützen sollen. Von pauschalen Ansprüchen ist in den Empfehlungen erfreulicherweise nicht die Rede. Aber: Vielfach bleiben die Einzelmaßnahmen noch vage, so dass eine abschließende Bewertung der Einzelheiten kaum möglich ist. Bei der Umsetzung einiger Maßnahmen ist darauf zu achten, dass keine zusätzliche Bürokratie entsteht – z. B. bei einem regionalen Bildungsmonitoring sowie bei einer stärkeren regionalen Abstimmung von Weiterbildungsstrukturen. Auch ist darauf zu achten, dass ein flexibler, praxisorientierter Markt nicht eingeschränkt werden darf - z. B. durch einen starren Kompetenzrahmen für das Weiterbildungspersonal, dessen Entwicklung lt. der Empfehlungen des IKWB geprüft werden soll. Die Weiterbildungspolitik ist um eine wichtige Anregung reicher geworden.
Download der IKWB-Empfehlungen unter www.bmbf.de
7.
Weiterbildungsbeteiligung in Deutschland gestiegen
Das Berichtssystem Weiterbildung (BSW) ermittelt im Auftrag des BMBF in 3-Jahres-Abständen seit 1979 die Entwicklung des Weiterbildungsverhaltens in Deutschland. Aktuell wurden erste Daten zur Weiterbildung im Jahr 2007 veröffentlicht. Die Weiterbildungsbeteiligung hat sich – nach einem Rückgang zwischen 1997 und 2003 – in 2007 wieder aufwärts entwickelt hat. Der Bericht weist dabei auf den engen Zusammenhang zur guten konjunkturellen Situation hin, die sich auch auf die Weiterbildung positiv auswirke. Besonders deutlich ist die Zunahme der Teilnahme an informeller beruflicher Weiterbildung. Dies zeigt die steigende Bedeutung des Lernens in Arbeitsprozessen. 
 
Zentrale Ergebnisse des BSW für 2007:
 
Die Weiterbildungsbeteiligung hat sich wieder stabilisiert bzw. gesteigert: 

· Die Teilnahme an formaler beruflicher Weiterbildung (Lehrgänge und Kurse) bei den Personen zwischen 19 und 64 Jahren beträgt 26 % (2003: 26 %). 

· Die Teilnahme an formaler (allgemeiner und beruflicher) Weiterbildung der 19- bis 64-jährigen Personen liegt bei 43 % (2003: 41 %). 

· Die Teilnahme an informeller beruflicher Weiterbildung liegt bei den 19- bis 64-jährigen Erwerbstätigen bei 68 % (2003: 61 %). 

· Die Teilnahme an allen Formen der Weiterbildung (formal, informell, allgemein, beruflich) bei den Personen zwischen 19-64 Jahren beträgt 72 % (2003: 68 %). 


Die Weiterbildungsbeteiligung hängt weniger mit dem Alter zusammen als vielmehr mit dem Erwerbsstatus. Bei den Erwerbstätigen ist die Beteiligung relativ konstant, erst bei den 55-64-jährigen Erwerbstätigen nimmt sie deutlicher ab - allerdings geringer als bei dieser Altergruppe insgesamt (Erwerbstätige plus Nicht-Erwerbstätige): 
Teilnahmequote an formaler Weiterbildung nach Altergruppen: 


Insgesamt Erwerbstätige 
19-24 Jahre:
 49 %

 55 % 
25-34 Jahre:
 48 %

 55 % 
35-44 Jahre:
 50 %

 55 % 
45-54 Jahre:
 44 %

 51 % 
55-64 Jahre:
 26 %

 40 %

Auch Unterschiede zwischen Männern und Frauen beruhen vor allem auf der geringeren Erwerbsbeteiligung von Frauen. Bei den Erwerbstätigen liegt die Weiterbildungsbeteiligung gleich hoch: 

Teilnahmequote an formaler Weiterbildung nach Geschlecht: 



Insgesamt Erwerbstätige 
Männer:
 44 %

 49 % 
Frauen: 
 42 %

 49 % 

Die Weiterbildungsbeteiligung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund (MH) ist weiterhin geringer als die der Personen ohne Migrationshintergrund – hat aber zugenommen:

Teilnahmequote an formaler Weiterbildung (Personen insgesamt): 



2007 
2003 
Deutsche ohne MH:
 44 %
 43 % 
Deutsche mit MH: 
 34 %
 29 % 
Ausländer:

 39 %
 29 % 
Wichtigste Determinante für die Weiterbildungsbeteiligung ist der Bildungsabschluss – mit zunehmendem Bildungsstand steigt auch die Weiterbildungsbeteiligung: 
Teilnahmequote an formaler Weiterbildung nach Schulabschluss: 
Niedriger Schulabschluss:
 30 % 
Mittlerer Schulabschluss:
 46 % 
Hoher Schulabschluss:
 58 % 

Download der ersten Ergebnisse unter www.bmbf.de
8. Hermann-Schmidt-Preis 2008 ausgeschrieben 

Thema des Wettbewerbs 2008: Berufliche Bildung zwischen Fördern und Fordern - Bildungskonzepte für unterschiedliche Gruppen Jugendlicher und junger Erwachsener; die Bewerbungsfrist endet am 31. Juli 2008.
PRIVATE "TYPE=PICT;ALT=Logo Hermann-Schmidt-Preis 2008"
Es gewinnen in der Berufsbildung Initiativen an Bedeutung, die zielgerichtet bei den individuellen Stärken und Schwächen der Auszubildenden ansetzen. Neue Qualifikationsanforderungen an die Beschäftigten vor allem im sozialen und personalen Bereich, aber auch bezogen auf die neuen Technologien, erfordern neue und besondere Aktivitäten zur Integration von Jugendlichen mit Förderbedarf. Die steigende Nachfrage an hoch qualifizierten Fachkräften verlangt nach innovativen Konzepten zur Förderung von Leistungsstarken bzw. besonders Begabten. Zielgruppenspezifische Ausbildungskonzepte dieser Art sind gleichermaßen Mittel für den Abbau von Benachteiligungen wie für das Finden und Fördern von Begabungen.

Mit dem Hermann-Schmidt-Preis 2008 sollen deshalb Initiativen prämiert werden, die sich der Förderung der oben genannten Gruppen in der Berufsbildung zuwenden. Die Initiativen sollten sich durch einen hohen Innovationsgehalt sowie eine nennenswerte Beteiligung von Betrieben auszeichnen. Die Darstellung der jeweiligen Zielgruppen-Initiative soll auch quantitativ erfolgen (nach Lernorten und Jahren untergliedert: Teilnehmerzahl und Teilnehmerstunden, Anzahl der Akteure, ggf. Umfang der Fördermittel) und mit Belegen für den betrieblichen Bedarf bzw. den Erfolg versehen werden.

Beispiele für Ziele und Schwerpunkte von Zielgruppen-Initiativen, die von besonderem Interesse sind:

1. Jugendliche mit besonderem Förderbedarf mitnehmen!
· fachpraktische Ausbildung in den Betrieb einbinden 

· Benachteiligtenförderung individualisieren 

· Ausbildungsabbrecher berufsbegleitend nachqualifizieren 

· in das Beschäftigungssystem durch Berufsabschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf integrieren

2. Leistungsstarke fordern und fördern!
· Zusatzqualifikationen an der Schnittstelle zwischen beruflicher Aus- und Weiterbildung vermitteln 

· Beratungs- und Begleitungskonzepte entwickeln, um Leistungsträger zu fördern 

· betriebliche Konzepte entwickeln, um Berufskarrieren zu fördern 

· Durchlässigkeit von Ausbildung bis zum Studium (Bachelor/Master) verbessern


Mit der von einer unabhängigen Fachjury vergebenen Auszeichnung sind drei Preise verbunden:

1. Preis: 3.000 €
2. Preis: 2.000 €
3. Preis: 1.000 €
Alle Unterlagen und weiteren Informationen gibt es unter www.bibb.de
9.
Fördern Hochschulen die Employability der Studierenden? 
Wie gut fördern Hochschulen die Beschäftigungsbefähigung Ihrer Studenten? Diese Frage untersuchte das CHE, das Centrum für Hochschulentwicklung. Die wenig überraschende Erkenntnis: Bachelorstudiengänge an deutschen Hochschulen fördern in sehr unterschiedlicher Weise berufsqualifizierende Kompetenzen und Fähigkeiten, die über das reine Fach-know-how hinaus gehen. Während einige Hochschulen vorbildliche Maßnahmen etabliert haben, um die Studierenden umfassend auf den Arbeitsmarkt vorzubereiten, haben eine Reihe von Hochschulen diesen Aspekt bei der Umstellung auf Bachelor-und Masterstudiengänge so gut wie gar nicht berücksichtigt und setzen nach wie vor nahezu ausschließlich auf die Vermittlung von Fachkompetenz.

Insgesamt haben Fachhochschulen hinsichtlich der Förderung der Beschäftigungsbefähigung ihrer Studenten nach wie vor die Nase vorn. Mit den Studiengängen „Wirtschaftsinformatik“ der Universität Münster und „Maschinenbau“ der Universität Siegen haben dieses Jahr auch Bachelor-Studiengänge an Universitäten die Höchstwertung von fünf Sternen erhalten. Zu diesem Ergebnis kommt die Neuauflage des „Employability“-Ratings von CHE und dem Arbeitskreis Personalmarketing (dapm), das die Förderung der Beschäftigungsbefähigung („employability“) in nahezu 550 Bachelor-Studiengängen an Hochschulen und erstmals auch Berufsakademien bewertet. Erfreulicherwiese konnten in diesem Jahr bei der BWL 22% der einbezogenen Studiengänge Universitäten zugeordnet werden (Vorjahr 10%), bei den Technik-Studiengängen stieg dieser Anteil von 21 auf 27%. Neben Studiengängen wie Betriebswirtschaft, Bauingenieurwesen, Maschinenbau, Wirtschaftsinformatik und – ingenieurwesen wurden erstmalig auch Informatikstudiengänge bewertet. 

Im Zentrum der Studie steht die Frage, inwieweit Hochschulen über die Vermittlung der Fachkompetenz hinaus berufsqualifizierende Elemente, wie beispielsweise die Vermittlung von Sozial- und Methodenkompetenz oder die Förderung von Internationalität und Praxisbezug systematisch in ihre Curricula integrieren. Die Fachkompetenz bildet nach wie vor den Kern der Studiengänge. Hier haben die Hochschulen lange Erfahrung und war daher auch nicht Gegenstand dieses Ratings.Mit der Bewertung der darüber hinausgehenden berufsqualifizierenden Kompetenzen, betreten die Hochschulen in vielen Fällen jedoch Neuland. Mit der Bewertung dieser Faktoren liefert das Rating einen wesentlichen Mehrwert in Hinblick auf das gesamte Leistungsspektrum der Hochschulen, das bislang viel zu wenig Beachtung fand. Angehenden Studenten, den Unternehmen als auch den Hochschulen wird somit eine umfassende Studiengangsbewertung ermöglicht.

In der vergleichenden Bewertung konnten die Studiengänge bis zu fünf Sterne erreichen. 31 Studiengänge erreichten die Höchstbewertung, darunter 13 BWL-Studiengänge: Mit jeweils vier Studiengängen sind die Hochschule Ulm und die International School of Management Dortmund in der Spitzengruppe vertreten. Jeweils dreimal die Höchstwertung erzielten die Hochschulen Reutlingen und Albstadt-Sigmaringen. Detlef Müller-Böling, Leiter des CHE, sagte zu den Ergebnissen: „Wir haben eine erfreuliche Zunahme von Studiengängen, die eines der in Europa vereinbarten Ziele vorbildlich erfüllen, nämlich die Förderung der Beschäftigungsbefähigung in die Curricula einzubauen.“

www.che.de
10. ECVET: Leistungspunkte in der Berufsbildung
Angesichts geringer internationaler Mobilität hat die EU als Ergänzung zum EQR das „European Credit (Transfer) System for Vocational Education and Training (ECVET)“ auf den Weg gebracht. Das Forschungsinstitut Betriebliche Bildung (f-bb) hat gemeinsam mit dem BIBB und Fachleuten aus 33 europäischen Ländern die Machbarkeitsstudie „ECVET reflector“ durchgeführt. Danach spricht wohl viel dafür, dass sich mit ECVET mehr Flexibilität und eine systematische Stärkung von lebenslangem Lernen erreichen lassen. Dabei geht es um die Identifikation transferierbarer (Teil-)Lernergebnisse, also nicht um die Umgestaltung von Bildungsgängen. Nicht Modularisierung ist der Leitbegriff von ECVET, sondern Anrechnung und Anerkennung. Offensichtlich scheint zu sein, dass ECVET und EQR auf das Engste miteinander verzahnt sein müssen – genauer: ECVET muss zu einem Teil des EQR werden.

Die Projektergebnisse sind vom f-bb in der Reihe Wirtschaft und Bildung (ISBN 978-3-7639-3459-1, Bestellnummer  6001748) beim W. Bertelsmann-Verlag (www.wbv.de) veröffentlicht worden. Eine Zusammenfassung kann unter www.ecvet.net herunter geladen werden.

Der im EU-Parlament eingebrachte Vorschlag der EU-Kommission für das ECVET steht unter http://ec.europa.eu/education/policies/educ/ecvet/com180_de.pdf zum Download zur Verfügung.
11. Was zählt wirklich im Verkauf?

Praktische Tipps in Hülle und Fülle, zugleich aber konzentriert auf das Wesentliche. Dies bietet das Buch von Werner Kaltenbach „Was im Verkauf wirklich zählt!“. Im Vordergrund stehen Wege zu einer verkaufsstarken Persönlichkeit; Methoden, wie man kaufen lässt anstatt zu verkaufen; wie man aus Einwänden Kaufauslöser gestalten kann; wie Preishürden erfolgreich gemeistert werden können; Tipps und Beispiele für die richtigen Fragestellungen im Beratungs- und Verkaufsgespräch und vieles mehr. Ein hilfreicher Ratgeber.

Werner Kaltenbach: Was im Verkauf wirklich zählt!, ISBN 978-3-938358-73-3, 24,80 Euro, Business Village, Göttingen 2007, http://www.businessvillage.de
12. Termine
 

05. bis 06. Juni 2008

Messe Personal & Weiterbildung, 16. DGFP-Kongress, Ort: Wiesbaden, www.personalundweiterbildung.de
06. Juni 2008

Berufsausbildung und Selbstständigkeit im Einzelhandel: Abschlussveranstaltung des aSE-Projektes, Ort: Recklinghausen, Veranstalter: Bildungszentrum des Handels, Informationen: www.bzdh.de
10. Juni 2008 

Weiterbildung als Instrument erfolgreicher Personalentwicklung Qualifizierungsberatung für Unternehmen, Ort: Berlin
Die Bedeutung von Weiterbildung und systematischer Personalentwicklung ist in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen und wird auch in Zukunft weiter zunehmen. Insbesondere in kleinen und mittleren Unternehmen spielt Qualifizierungsberatung dabei eine wichtige Brückenfunktion. 

Diese Themen stehen im Mittelpunkt der Tagung, die gemeinsam von f-bb und KWB durchgeführt und vom BMBF gefördert wird.
Programm und Anmeldung s. u.: www.kwb-berufsbildung.de (Veranstaltungen)
19. bis 20. Juni 2008

Mit Berufsbildung Zukunft bewegen – Jahrestagung 2008 der Arbeitsgemeinschaft kaufmännischer Ausbildungsleiter; Veranstalter: Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung (KWB) und Deutsche Bahn AG, Ort: Bad Homburg, Programm und Anmeldung s. u.: www.kwb-berufsbildung.de (Veranstaltungen)
09. bis 10. September 2008

Zukunft Personal 2008, Ort: Köln, Information: www.personal-im-web.de
29. bis 30. Oktober 2008

Perspektive Bildungsberatung – Chancen für Weiterbildung und Beschäftigung, Ort: Bielefeld, Informationen: www.wbv.de
28. und 29. Oktober 2008

2. Jahresforum Personal & Wirtschaft, Ort: Köln, Information:  www.personalwirtschaft-forum.de
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